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Generalsekretär Volker Rühe: 

CDU jetzt auch in den 
Rathäusern der DDR 
stärkste nolitische Kraft 
N jj»ch den ersten freien und demokratischen 

)mniunalwahlen ist die CDU jetzt auch in 
äusern der DDR die stärkste politische 

—'t Angstkampagnen und Tricks der Sozi« 
Je» haben nicht gefruchtet. Der Sozialismus 
j^gt auf dem Weg zur deutschen Einheit 
^ *ner mehr. Das Schüren von Ängsten durch die 
°z'alisten hat keine Chance. 

<,le Wähler haben die Wirtschafts-, Währungs- und 
^2lalunion positiv bewertet. Das Ergebnis ist eine 
/eite Unterstützung der Arbeit von Ministerpräsident 

thar de Maiziere und Bundeskanzler Helmut Kohl. 
^ ganz Deutschland ist die CDU jetzt deutlich die 
parkste politische Kraft. Die Wähler sehen in ihr die 
w

arte», die mit deutschlandpolitischer Konsequenz, 
£lrtschaftspolitischer Kompetenz und außenpolitischer 

Uyerlässigkeit den Einigungsprozeß vollendet. 

ei^
r/^usgang der Kommunalwahlen ist für die CDU 

^ hervorragendes Ergebnis und bedeutet eine gute 

^b\v age für den weiteren Aufbau- Denn noch ist die 
erst   infol8e der kurzen Zeit bis zur Kommunalwahl 
lwn 70 Prozent der kommunalen Wahlkreise in der 
ge angetreten. Beim Wahlausgang spielen die germ- 
ed   Wahlbeteiligung und das Abschneiden örtlicher 

Ppierungen eine Rolle, die Gesamtwertung des 
(Fortsetzung Seite 2) 
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Deutliches Votum für den 
ausgehandelten Staatsvertrag 

Die CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion wertet das Ergebnis der Kom- 
munalwahlen in der DDR als deut- 
liches Votum für den ausgehandel- 
ten Staatsvertrag der beiden deut- 
schen Regierungen und als Ver- 
trauensbeweis für die Politik von 
Bundeskanzler Helmut Kohl. Das 
Ergebnis der Kommunalwahl wirkt 
nicht nur stabilisierend auf Demo- 
kratie und Freiheit in der DDR, 
sondern beschleunigt auch die deut- 
sche Einheit. 

Die bevorstehende Wirtschafts- und 
Währungsunion hat eine außerordent- 
lich hohe Zustimmung erhalten. Ins 
Auge fällt auch der Erfolg der Par- 
teien, die nach Artikel 23 GG einen 
zügigen Beitritt zur Bundesrepublik 
Deutschland wollen, die die Soziale 
Marktwirtschaft in der DDR einfüh- 
ren und die erstmals der Rechtsstaat- 
lichkeit in der DDR zum Durchbruch 
verhelfen. 
Insbesondere hat auch die Politik 
Lothar de Maizieres eine solide Bestä- 
tigung erhalten. Die CDU tritt wieder 
als stärkste politische Kraft hervor, 
obwohl sie diesmal nur in 70 Prozent 

der Wahlkreise antrat. Auch die Ost- 
SPD kann aus den Kommunalwahlen 
die Erfahrung mitnehmen, daß sich 
für sie das konstruktive Mitwirken am 
Einigungsprozeß positiv auswirkt. 
Trotz ihrer Verluste ist das Abschnei- 
den der marxistisch-sozialistischen 
PDS nach wie vor äußerst bedenklich. 
Der Wahlkampf dieser Partei bestand 
aus einer puren Verunsicherungskam- 

Friedrich Bohl, Erster Parlamentari- 
scher Geschäftsführer der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, zum Ausgang der 
Kommunalwahlen in der DDR  

pagne mit dem Ziel, den Menschen 
Angst zu machen. Leider gab es hierzu 
auch — gewollt oder ungewollt — 
Stichwortgeber aus den Reihen der 
Opposition und aus Kreisen der 
Gewerkschaften in der Bundesrepu- 
blik Deutschland. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
fordert alle demokratischen Kräfte in 
der DDR dazu auf, jegliche Koali- 
tionsangebote der PDS auf der kom- 
munalen Ebene abzulehnen. Die Soli- 
darität der Demokraten sollte sich 
gerade auch jetzt bewähren. 

(Fortsetzung von Seite 1) 
Ergebnisses macht aber deutlich, daß die 
CDU bei gesamtdeutschen Wahlen gute 
Chancen hat, ähnlich wie bei der Volks- 
kammerwahl abzuschneiden. Für die 
CDU kommt es jetzt besonders darauf 
an, die großen Chancen und Perspekti- 
ven, die in der Wirtschafts-, Währungs- 
und Sozialunion liegen, deutlich zu 
machen. Insbesondere muß den Bauern 

die Angst vor der Zukunft genommen 
werden. Die Übergangsprobleme auf 
dem Weg zur Sozialen Marktwirtschaft 
müssen ausgeräumt werden. 
Die CDU wird den Schwung des Ein»*. 
gungsprozesses und die breite internal 
nale Zustimmung voll nutzen und gem 
dem Wählerauftrag den Weg zur deut- 
sehen Einheit rasch und konsequentv0 g 
enden. 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Gefragt sind jetzt Mut, 
Phantasie und Tatkraft 

•^innerdeutschen Einigungsprozeß 
aben wir in der letzten Woche einen 

^scheidenden Durchbruch erreicht. 
ach intensiven Verhandlungen haben 

5r «ns mit der Regierung der DDR 
r
ber wesentliche Eckwerte der Wäh- 

ngsunion geeinigt. Damit haben wir 
iser Versprechen gehalten, bis 
"tfang Mai eine Einigung hierüber zu 

£.z,elen. Inzwischen gibt es auch 
ujV'gkeit über wesentliche Teile der 
e. Irtschafts- und Sozialunion, wobei 

Jzelne Fragen noch geklärt werden 

^ steht jetzt fest: Zum 2. Juli werden die 
ö^

desrepublik Deutschland und die 
o ÜK eine Währungs-, Wirtschafts- und 
seh Ia'Umon verwirklichen. Für die Men- 
^  en in Deutschland wird die Einheit 
L ^"t in entscheidenden Bereichen erleb- 
,c

a
h

re Wirklichkeit. 
unterstreiche noch einmal: Gemein- 

de \S ^*e' 'st es' ^e wirtschaftncne Lage 
seh      nscnen zwischen Elbe und Oder 
.   r schnell grundlegend zu verbessern. 
st0     

r brauchen insbesondere die Inve- 
cjj reJJ ausreichende Sicherheit und Bere- 
ge 

nbarkeit für ihr wirtschaftliches Enga- 
de 5°l — unabhängig davon, ob sie aus 
b„ ' aus ^er Bundesrepublik 
iUe   Scnland oder aus dem Ausland kom- 

^ügfeSamt bin icn überzeugt, daß wir 
gen 8 *U ^en notwendigen Vereinbarun- 
W^11 der DDR kommen können. Not- 
^   d,8 sind vor allem: 

Jhnelle Einführung der Sozialen 
Marktwirtschaft 

• Stabilität der D-Mark 
• Solidität der Staatsfinanzen in der 

DDR wie bei uns und 
• soziale Ausgewogenheit. 
Im übrigen verkennt niemand: Vor uns 
allen liegen erhebliche Anstrengungen. 
Das betrifft selbstverständlich in erster 

Aus der Regierungserklärung 
von Bundeskanzler Helmut 
Kohl vor dem Deutschen 
Bundestag am 10. Mai 1990 

Linie den Staatshaushalt der DDR, der 
dabei auch auf sogenanntes volkseigenes 
Vermögen zurückgreifen kann und muß. 
Und das betrifft natürlich auch unsere 
öffentlichen Haushalte — Bund, Länder 
und Gemeinden gleichermaßen. 
Allerdings wäre es völlig falsch, aus- 
schließlich die Kostenseite des Eini- 
gungsprozeßes vor Augen zu haben. 
Denn jede Unterstützung für den Über- 
gang der DDR zur Sozialen Marktwirt- 
schaft ist zugleich eine Investition in 
unsere eigenen Wachstumsmöglichkeiten. 
Von der künftigen wirtschaftlichen Dyna- 
mik in der DDR werden alle profitieren 
— nicht zuletzt Beschäftigte und Unter- 
nehmen hier bei uns in der Bundesrepu- 
blik Deutschland. 
Jetzt geht es darum, den Aufbruch unse- 
rer Landsleute in eine bessere Zukunft zu 
ermutigen und sich nicht nur in abstrak- 
ten Kostendiskussionen zu verlieren. 
Den Aufbruch ermutigen, heißt aber 
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Berliner Abgeordnete im nächsten 
Bundestag mit vollem Stimmrecht 

Zur Direktwahl der Berliner Abge- 
ordneten zum Deutschen Bundestag 
erklärt der innenpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Johannes Gerster: 

Am heutigen Donnerstag befaßt sich 
der Deutsche Bundestag mit unserem 
Gesetzentwurf zur Direktwahl der 
Berliner Abgeordneten in 1. Lesung. 
Damit ist sichergestellt, daß das 
Gesetz noch rechtzeitig zur Bundes- 
tagswahl im Dezember in Kraft gesetzt 
werden kann. 

Nach diesem Gesetzentwurf wird im 
Land Berlin die direkte Wahl von 
Bundestagsabgeordneten nach dem 
gleichen Verfahren wie in anderen 
Bundesländern eingeführt. Der Vor- 
schlag der Koalitionsparteien beachtet 
die in Berlin bestehenden Bezirksgren- 
zen, soweit dies mit dem vorrangigen 
Gebot, die Wahlkreise möglichst 
gleich groß zu schneiden, vereinbar 
ist. Lediglich bei den Bezirken Char- 
lottenburg und Steglitz wird eine Auf- 
teilung auf zwei Wahlkreise notwen- 
dig. Dabei folgt die Wahlkreisgrenze 

geographisch markanten Merkmalen 
(Spree, S-Bahn-Linie, Teltowkanal). 
Bei allen 8 Wahlkreisen liegt die 
Abweichung der deutschen Bevölke- 
rung von der durchschnittlichen 
Bevölkerungszahl eines Wahlkreises 
deutlich unter der Toleranzgrenze von 
25 Prozent, nämlich bis höchstens 16 
Prozent. Darin liegt der entscheidende 
Vorteil gegenüber allen anderen 
Modellen. Der von der SPD favori- 
sierte Vorschlag würde Abweichungen 
der Wahlkreise bis über 25 Prozent — 
und über 100.000 Bürgern mehr — 
bringen. 
Bei der in dem Gesetzentwurf vorge- 
schlagenen Neuregelung handelt es 
sich um ein verfassungsrechtlich aus- 
gewogenes Konzept. Dem Prinzip der 
Wahlgleichheit und Wahlgerechtigke'1 

sowie den Grundsätzen des Bundes- 
wahlgesetzes über die Wahlkreiseintel' 
lung wird optimal Rechnung getragen- 
Vor diesem Hintergrund ist die Erwar- 
tung gerechtfertigt, daß alle Fraktio- 
nen des Deutschen Bundestages die- 
sem Gesetzentwurf zustimmen wer- 
den. 

zugleich: keinen Sand ins Getriebe unse- 
rer eigenen Wirtschaft zu streuen. Des- 
halb wiederhole ich auch hier: Ich sehe 
keinen Grund für Steuererhöhungen zur 
Finanzierung der deutschen Einheit. 
Eine florierende Wirtschaft ist allemal 
der bessere Weg zu höheren Steuerein- 
nahmen als ein leistungsfeindliches 
Anziehen der Steuerschraube. 
Und ich frage uns alle: Wann sonst als im 
8. Jahr des längsten Wirtschaftsauf- 

schwungs der Nachkriegszeit wären wir 
bessergerüstet für das, was jetztzu tun is ' 
Deshalb sind Pessimismus und Verzag 
heit nicht angebracht. Gefragt sind jet 
vielmehr Mut, Phantasie und die Bere 
schaft, tatkräftig mit anzupacken — ,n 

der DDR, aber auch hier bei uns. panfl
n 

werden wir die Schwierigkeiten meist 
und die Chancen, die die Einheit 
Deutschlands birgt, werden sich zum 
Wohle der Menschen entfalten können- 
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Alfred Dregger begrüßt Abzug 
der nuklearen Rohrartillerie 
jj Vorfeld der Sitzung der nuklearen 

lanungsgruppe der NATO haben sich 
'? politischen und militärischen Gre- 

. 'en der Allianz darauf verständigt, 
SJj einem erfolgreichen Abschluß der 
, ,ener Konferenz zur Herstellung von 
(yjjventioneller Stabilität in Europa 
L KSE) die atomare Rohrartillerie aus 

Ufopa vollständig abzuziehen. 

Alf 
£<,red Dregger, Vorsitzender der CDU/ 

U-Bundestagsfraktion: Ich begrüße 
^ • Ich habe das schon lange gefordert. 
dann ^tomwaffen sind keine Waffen für 
de     e^ecritsfeld. Ihr einziger Zweck ist, 
n , m°glichen Angreifer mit einem unan- 

•fibaren Risiko zu konfrontieren 
J °ch bevor er handelt" (NATO-Gesamt- 

At 
°m\vaffen werden das nur leisten kön- 

(j n' wenn sie sich gegen das Territorium 
.   Potentiellen Angreifers richten und 

gegen das Territorium des Verteidi- gt 
8ers. 

gilr fÜF die atomare Rohrartillerie gilt, 
K ln gleicher Weise für die atomaren 
Un r2streclcensysteme. Deshalb muß 
tle^5^züglich nach einem Erfolg der Wie- 
ha J

erhandlungen auch über diese ver- 
oelt werden. Landgestützte Systeme 

^ei W
R 

niger a,s 50° km Reichweite sind 
An     . tra§ dafür, den potentiellen 
läri     ^er ^e' seinen politischen und mili- 
lierk     n p,anungen mit jenem unkalku- 
de   

aren Risiko zu konfrontieren, von 
01 das NATO-Konzept spricht. 

ten   Sol,te sie abrüsten — auf beiden Sei- 

'UngshSteht Sich! Dabei ist der Hand" der j 
e"arf der Sowjetunion größer als 

er NATO. Immer noch ist sie bei 

dieser Waffenkategorie fünfzehnfach (!) 
überlegen. Seit Jahren schon habe ich 
deshalb die Sowjetunion aufgefordert, 
diese Waffen auf das geringe Niveau der 
NATO einseitig abzurüsten. 
Die nukleare Planungsgruppe der NATO 
sollte klarstellen, was das Bündnis in 
Zukunft für die Abschreckung in und für 
Europa braucht. Sie sollte das qualitative 
und quantitative Minimum dafür definie- 
ren. Die nukleare Planungsgruppe muß 
auf diese Weise Verhandlungen mit der 
Sowjetunion über den weiteren Abrü- 
stungsprozeß und über eine wechselsei- 
tige nukleare Friedensgarantie vorberei- 
ten. 

Kohl und Bush einig 
über Abrüstung 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat nach- 
drücklich die Entscheidung von Präsi- 
dent Bush begrüßt, im Lichte der Ent- 
wicklungen in Mittel- und Osteuropa 
das amerikanische Entwicklungspro- 
gramm für ein Nachfolgemodell zur 
LANCE-Kurzstreckenrakete ebenso 
einzustellen wie die weitere Moderni- 
sierung der nuklearen Artillerie- 
munition. 

Der Bundeskanzler stimmt mit dem ame- 
rikanischen Präsidenten insbesondere 
darin überein, daß sobald wie möglich, 
und zwar bereits nach Unterzeichnung 
eines ersten Abkommens über die kon- 
ventionellen Streitkräfte in Europa, auch 
Verhandlungen über die landgestützten 
amerikanischen und sowjetischen nukle- 
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aren Kurzstreckenwaffen aufgenommen 
werden sollten. 
Zusätzlich müssen die laufenden Abrü- 
stungsverhandlungen intensiviert werden. 
Der Bundeskanzler befürwortet den zügi- 
gen Abschluß eines ersten Abkommens 
über die konventionellen Streitkräfte in 
Europa und dessen Unterzeichnung auf 
einem KSZE-Sondergipfel im Herbst die- 
ses Jahres sowie die unmittelbare Fortset- 
zung dieser Verhandlungen mit dem Ziel 
weiterer Reduzierung an Personal und 
Material. 
Wie Präsident Bush sieht auch Helmut 
Kohl es als Schlüsselfrage der Nordatlan- 
tischen Allianz an, daß sie ihre schon 
immer wahrgenommene politische Rolle 
verstärkt und ihre Strategie sowie die 
Struktur ihrer Streitkräfte überprüft. Der 
Bundeskanzler begrüßt nachdrücklich die 
Vorschläge Präsident Bushs zum Ausbau 
des KSZE-Prozesses. 
Bundeskanzler Helmut Kohl sieht in den 
Vorschlägen Präsident Bushs einen weite- 
ren Beweis für die Lebenskraft der trans- 
atlantischen Partnerschaft und insbeson- 
dere für die enge Übereinstimmung der 
deutschen und amerikanischen Politik, 
die ihn mit großer Befriedigung erfüllt. 

Bundeswehr hilft 
Forstwirtschaft 
Seit dem 7. März 1990 sind Einheiten 
der Bundeswehr und der Verbündeten 
im Einsatz zur Unterstützung der 
Forstwirtschaft. Der letzte Frühjahrs* 
stürm hatte etwa 30 Millionen Festn»^ 
ter Holz umbrechen lassen. 
Nachdem der Umfang des Schadens 
deutlich wurde, hatte der Bundesministe 

der Verteidigung die Streitkräfte ange^1 

sen, in den von Forstschäden besonder5 

schwer getroffenen Gebieten schnell 
Hilfe zu leisten. Mit einer Vielzahl vofl 
Maßnahmen hat die Bundeswehr den 
derzeit über 3.500 Hilfeersuchen der 
Forstwirtschaft entsprochen: 
• In etwa 2.500 Einsätzen leisteten mehf 

als 9.000 Soldaten, davon 1.000 Alliie^' 
bereits unentgeltlich aktive Hilfe (Stan° 
20. April 1990), weitere 1.000 Einsätze 
erfolgen derzeit. 
• Zahlreichen Soldaten wurde großzog 
Urlaub gewährt, um in heimatlichen 
Familienbetrieben Hilfe zu leisten; ^e. 
Pflichtige, die in der Forstwirtschaft w * 
sind, wurden auf Antrag zurückgestellt 

Bundesregierung beschließt Verlängerung 
des Mikrozensusgesetzes 

Das Bundeskabinett hat das Mikro- 
zensusgesetz für fünf Jahre verlängert. 
Gleichzeitig wurde beschlossen, bei 
dieser Stichprobenbefragung auf Aus- 
künfte über Urlaubs- und Erholungs- 
reisen sowie über die Wohnsituation 
im Interesse des Datenschutzes zu ver- 
zichten. 
In die seit 1957 übliche Stichproben- 
befragung werden jeweils 0,1 bis ein 
Prozent der Bevölkerung — also zur 

Zeit bis zu 580.000 Personen — einbe- 
zogen. Die Befragung soll Politik, Ver- 
waltung, Wirtschaft und Wissenschaft 
mit Daten über die aktuelle soziale 
und wirtschaftliche Lage versorgen. 
Nach dem sogenannten Volkszäh- 
lungsurteil, in dem das Bundesverfas- 
sungsgericht das Recht des einzelnen 
über seine Daten festschrieb, wurde 
der Fragenkatalog jetzt erheblich ein- 
gegrenzt. 
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t>as ist Rekordbeschäftigung! 
j>*>ie CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
st hocherfreut über die außerordent- 
lu 8ute Entwicklung auf dem 
j»r»>eitsmarkt." Mit diesen Worten 
*J°nimentierte der Vorsitzende der 
Arbeitsgruppe Arbeit und Soziales der 
h°ü/CSU-Bundestagsfraktion, 
£0rst Günther, die Tatsache, daß erst- 
es in der Geschichte der Bundesre- 
publik Deutschland die Zahl der 
^erbstätigen auf über 28 Millionen 
liegen ist. Günther: „Das ist 
«ekordbeschäftigung." 

e Zahl der Langzeitarbeitslosen ist 
°esunken, und die Arbeitslosenzahl ins- 

samt san^ wje(jer deutiich unter zwei 
^Honen. 
1QQ ^er Efwerbstätigen im März 

Jah  la§ Um 523 00° höher als vor einem 

v hr und stieg um 103 000 gegenüber dem 
sa0l?Onat' Die ZahI der Arbeitslosen 
. nk im April 1990 um 120519 gegenüber 

<ChAprÜ 1989- 32500° offene Stellen' 
bei den Arbeitsämtern gemeldet sind, 

he*1       das ms8esamt 8ute ßi^ arj- D*e 

de
rv°rragende Gesamtpolitik der Bun- 
Sregierung hat diese Erfolge möglich 

1   acnt- Besonders erfreulich ist das 
na

rJJclc8ehen der Langzeitarbeitslosigkeit 
3j..   ^em von Bundesarbeitsminister 

m vorgelegten Sonderprogramm. 

beif?nnten nocn weniger Langzeitar- 
tri K       sein' wenn auch die Großbe- 
gra    mehr Georauch vom Blüm-Pro- 
Z^m machten. Im übrigen täuscht die 
tyg,  der Langzeitarbeitslosen über die 
ken Ttn Verhältnisse hinweg. In ihr stek- 
Plä Vl «'e Mausende sogenannter „Sozial- 
es Cr' Und v'e'e ä'tere Menschen, die 
d    ü 32 Monaten Arbeitslosengeld und 
^ n Rente beziehen. 

^Us man d'e hervorragenden derzeitigen 
&angszahlen zugrunde, auch die sehr 

niedrige Kurzarbeit und die hohen Zah- 
len offener Stellen, dann sind für die 
nächsten Monate folgende positive Ent- 
wicklungen absehbar und möglich: 
• Die Erwerbstätigenzahlen dürften im 
weiteren Jahresverlauf 1990 ständig über 
28 Millionen und im Herbst zeitweilig 
sogar über 28,5 Millionen liegen. 
• Zu rechnen ist künftig mit einer 
Zunahme der Zahlen der offenen Stellen. 
Um sie zu besetzen, müssen berufliche 
Qualifikation und Flexibilität und regio- 
nale Mobilität weiter gefördert werden. 
• Die insgesamt gute Wirtschafts-, 
Beschäftigungs- und Arbeitsmarktlage 
wird es noch mehr als in zurückliegenden 
Jahren möglich machen, die Eingliede- 
rung benachteiligter Arbeitsloser in das 
Arbeitsleben zu fördern. Es ist eine soli- 
darische Verpflichtung der Sozialpartner, 
das ihre zu leisten, damit ältere Arbeit- 

Verbesserte Chancen für Frauen 
nehmer, Behinderte und in ihrer gesund- 
heitlichen Leistungsfähigkeit beeinträch- 
tigte Menschen nicht dem Schicksal der 
Langzeitarbeitslosigkeit überantwortet 
werden. Dafür kann unter anderem ein 
gut ausgebautes Instrumentarium staatli- 
cher Hilfen nach dem Arbeitsförderungs- 
gesetz, dem Schwerbehindertengesetz 
und dem Sonderprogramm der Bundesre- 
gierung „Beschäftigungshilfen für Lang- 
zeitarbeitslose" genutzt werden. 
Ab Juli 1990 wird es wesentlich verbes- 
serte Arbeitschancen insbesondere für 
Frauen durch Verlängerung von Erzie- 
hungsurlaub und Bezugsdauer beim 
Erziehungsgeld um drei auf 15 Monate 
für ab 1. Juli 1989 geborene Kinder 
geben, weil es einen verstärkten Bedarf 
an Ersatzkräften geben wird. • 
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Bestätigte Politik 

Der Arbeitsmarkt ist schon seit längerer 
Zeit Anlaß zu positiven Überraschungen. 
Gewiß, der Winter war milde und die Kon- 

junktur läuft mit Volldampf voraus. Den- 
noch ist nicht selbstverständlich, daß die 
Arbeitslosenzahl mit 1,9 Millionen noch 
einmal (gegenüber dem April des Vorjah- 
res) um mehr als 100.000 sank. 

Seit Anfang des vorigen Jahres ist eine 
runde Million Menschen in die Bundesre- 
publikgeströmt — Aus- und Übersiedler 
und unter ihnen sehr viele im arbeitsfähi- 
gen Alter. Der Arbeitsmarkt hat diesen 
Ansturm verkraftet. Die Beschäftigungslo- 
sigkeit ist noch einmal gesunken. Das 
heißt, es sind über eine halbe Million neue 
Arbeitsplätze geschaffen worden. Gäbe es 
die Aus- und Übersiedler nicht, hätten wir 
heute schon fast Vollbeschäftigung, die von 
Experten bereits bei einer Arbeitslosen- 
quote von fünf Prozent als erreicht angese- 
hen wird. 

Pure Statistik ist ein schlechter Ratgeber. 
Auch h in t er fünf Prozen t A rbeits losen wür- 
den sich zu viele traurige Einzelschicksale 
verbergen. Und 1,9 Millionen Arbeitslose 
sind erst recht viel zuviel. Aber die Tendenz 
ist günstig, und sie ist eine Bestätigung 
einer jahrelang stark angefeindeten Poli- 
tik, die von den Zaubertricks irgendwelcher 
Patentprogramme nichts hielt, sondern auf 
eine Anti-Inflationspolitik und auf den 
Markt setzte.   Frankfurter Neue Presse 

Ausbildungsvergütung: 

Tendenz steigend 
694 DM im Monat verdienten 1989 & 
Durchschnitt die Auszubildenden in 
der Bundesrepublik Deutschland: 3,1 
Prozent mehr als 1988. Damit entwic- 
kelten sich die Ausbildungsvergütun- 
gen etwas günstiger als die Tariflohn« 
und -gehälter, die um durchschnittlich 
2,7 Prozent angehoben wurden. 

Zu diesen Ergebnissen kommt das Bun- 
desinstitut für Berufsbildung in seiner 
Auswertung tariflicher Ausbildungsver- 
gütungen, die jedes Jahr zum Stand 1. 
Oktober durchgeführt wird. 1989 wurden 
die durchschnittlichen Vergütungen füf 

234 Berufe ermittelt, in denen 93 Prozent 
aller Auszubildenden vertreten sind. 

Der Vergütungsdurchschnitt wurde auf 
der Basis der tariflichen Grundbeträge 
berechnet. Berücksichtigt man, daß in ca' 
15 Prozent der Tarifverträge erhöhte Aus' 
bildungsvergütungen für Jugendliche v° 
18 Jahren vereinbart sind, liegt der 
Durchschnitt der Ausbildungsvergütun- 
gen noch um 8 DM höher — bei 702 DM- 

Für 81 Prozent der Jugendlichen, die sie*1 

1989 in einer betrieblichen Ausbildung 
befanden, lag der monatliche Bruttover- 
dienst zwischen 550 DM und 800 DM- 
Weniger als 550 DM erhielten 8 Prozent» 
mehr als 800 DM erreichten 11 Prozent 
der Auszubildenden. 

  

Bundesarbeitsminister Norbert Blüm zu den Arbeitsmarktzahlen: 
„Die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt ist ausgesprochen erfreulich. Man muß bei 
vielen Arbeitsmarktdaten nun bis zum Anfang der 70er Jahre zurückblättern, um 
vergleichbar positive Entwicklungen zu finden. Die gute wirtschaftliche Gesamtlage 
und das breite Wirken unserer beschäftigungspolitischen Instrumente berechtigen 
uns zu Optimismus Jur die weitere Entwicklung." 
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Lehrlingsmangel kein Fremdwort mehr 
J^er Vorsitzende der Jungen Union 
j*eutschlands, Hermann Gröhe, hat 
Jödustrie und Handwerk aufgefordert, 
U*1 «Wettbewerb" um die Auszubilden- 
!*ei*, die Interessen und Belange der 
jterufseinsteiger nicht zu vergessen, 
^«eichzeitig fordert er, die große Zahl 
^ier Ausbildungsplätze verstärkt mit 
^Schülern und jungen Menschen 
ohne Berufsabschluß zu besetzen. 
2Uch 23jährige, die bis jetzt nur einer 
^shilfstätigkeit nachgehen, sollten 
°n den geänderten Rahmenbedingun- 
|en im Ausbildungsbereich profitieren. 
^r erklärte <!«-*••. erklärte dazu: 

Jn<*e April lag die Zahl der Berufsausbil- 
ungSpiätze um über 200.000 über der der 
Berber. In vielen Berufen suchen 
triebe und Unternehmen händeringend 
ach Auszubildenden. Auch wenn es 

y ele nicht wahrhaben wollen — Lehr- 
ermangel ist schon lange kein Fremd- 
let mehr. 
^ 'j- gewandelten Rahmenbedingungen 

ben aber auch dafür gesorgt, daß ein 
assiver „Wettbewerb" von Industrie 

. d Handwerk um die Auszubildenden 
^"gesetzt hat. Viele Großunternehmen 
b nnen den Auszubildenden wesentlich 

ssere Bedingungen bieten als mittel- 
andische Unternehmen und Hand- 
elsbetriebe, 

an? Junge Union fordert deshalb die Ver- 
^ ^örtlichen auf, sich den gewandelten 
(j y^fnbedingungen anzupassen. Es 
yj    nicht wieder so weit kommen, daß 
2ah

ternehmen an Auszubildende Prämien 
be  

en' Wenn sie bei ihnen eine Lehre 
We

8l!!nen-In einem solchen „Wettbe- 
Q       würden sich zahlungskräftige 
j.    unternehmen durchsetzen und 
ben

ndvverksbetriebe auf der Strecke blei- 

Deshalb sollten Vertreter der Arbeitge- 
ber, Gewerkschaften, Kammern, Arbeits- 
amt und Schulen vor Ort an „runden 
Tischen" zu konzertierten Aktionen 
zusammenfinden. Es müssen Möglichkei- 
ten geprüft werden, Schulabgängern vor 
der Aufnahme einer Ausbildung umfang- 
reiche Informationen zur angestrebten 
Berufsausbildung zu geben. Gleichzeitig 
müssen alle Beteiligten sicherstellen, daß 
nicht wenige große Betriebe einer Region 
alle Auszubildenden einstellen und viele 
kleine Betriebe ohne Berufsnachwuchs 
bleiben. 
Deshalb müssen auch diejenigen jungen 
Menschen, die in den vergangenen Jah- 

Die Junge Union sieht in der 
günstigen Arbeitsmarktlage 
vor allem auch eine große 
Chance für Jugendliche 
ohne Ausbildung, berufliche 
Qualifizierung nachzuholen. 

ren ihre Ausbildung abgebrochen haben 
oder erst keine begonnen haben, mit der 
neuen Situation die Möglichkeit berufli- 
cher Qualifizierung erhalten. Es muß 
nicht immer der 16jährige Schulabgänger 
sein, der eine Ausbildung beginnt. 
Betriebe müssen bereit sein, auch einmal 
einen 23jährigen Auszubildenden einzu- 
stellen. 
Zusätzlich können freie Ausbildungs- 
plätze mit Bewerbern aus der DDR 
besetzt werden. Sie würden eine Ausbil- 
dung an modernen Maschinen erhalten 
und wären nach Beendigung der Ausbil- 
dung und Rückkehr in die Heimatorte 
eine unersetzliche Bereicherung bei der 
dann im Aufbau befindlichen Wirtschaft 
der DDR. • 
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Durch mehr Kinderbetreuungsplätze 
berufstätige Eltern entlasten 
Anläßlich der ersten Sitzung des 
gemeinsamen Arbeitskreises der 
Frauen-Union der CDU und des Wirt- 
schaftsrates erklärten die Vorsitzende 
der Frauen-Union, Rita Süssmuth, und 
das Mitglied des Präsidiums des Wirt- 
schaftsrates, Alexander Warrikoff: 

Wirtschaftsrat und Frauen-Union haben 
die Initiative ergriffen, um berufstätige 
Eltern durch ein breitgefächertes Ange- 
bot an Kinderbetreuungsplätzen zu entla- 
sten. Die gemeinsame Arbeitsgruppe 
„Familienfreundliche Arbeitswelt" will 
möglichst viele Betriebe ermuntern, sich 
zu engagieren bei der Schaffung von 
Betreuungseinrichtungen, damit für 
betriebsangehörige Väter und Mütter 
Berufstätigkeit und Familie keine unver- 
einbaren Lebenswelten bleiben. 

Was können Betriebe jetzt schon tun? Sie 
können Zuschüsse leisten an bestehende 
Kindergärten, damit diese die Zahl der 
Betreuungsplätze erhöhen und für Kin- 
der von Beschäftigten Plätze bereithalten. 
Diese Lösung eignet sich besonders für 
Klein- und Mittelbetriebe, für die sich ein 
eigener Betriebskindergarten nicht lohnt. 
Auch die gemeinschaftliche Einrichtung 
und Finanzierung eines Kindergartens 
oder einer Kindertagesstätte durch meh- 
rere Betriebe oder Verwaltungen ist prak- 
tikabel für mittelständische Unterneh- 
men. Aus einem Finanzierungspool, in 
den alle interessierten Betriebe einzahlen, 
werden Einrichtung und Betrieb von 
Betreuungsplätzen finanziert. Betriebsei- 
gene Kindergärten sind dagegen lohnens- 
wert für größere Unternehmen. 

Frauen-Union und Wirtschaftsrat wollen 
besser bekannt machen, inwieweit 

betriebliche Kinderbetreuungseinrichtun- 
gen steuerlich gefördert werden können- 
Einrichtungen und laufende Kosten von 
betrieblichen Kindergärten können näm- 
lich schon jetzt in vollem Umfang als 
Betriebsausgaben geltend gemacht wer- 
den. Das gilt auch für Zuschüsse, die 
Betriebe an bestehende Einrichtungen lel' 
sten. 

Steuerliche Hemmnisse bestehen aber 
bisher bei Zuschüssen der Betriebe an 
Eltern, die in Privatinitiative Kinderbe- 
treuungsangebote schaffen wollen. Wür- 
den die bestehenden Möglichkeiten voll 
ausgeschöpft und bürokratische Hemm- 
nisse abgebaut, ließe sich ein wesentli- 
cher Beitrag leisten für ein breites Ange- 
bot in der Kinderbetreuung. 

Betriebliche Kinderbetreuung kann nie'1 

zuletzt deshalb attraktiver sein, weil die 
Öffnungszeiten mit dem Betrieb abge- 
stimmt sind und weil ganzjährige Öff-   g 
nungszeiten selbstverständlich sind. 

RCDS: Europa für die 
DDR-Studenten öffnen 
Den Studenten in der DDR muß 
schon in diesem Sommer die Möghcri" 
keit eröffnet werden, an europäischen 
und außereuropäischen Hochschulen 
Studienerfahrungen zu sammeln. DaS 

hat der Bundesvorsitzende des RingeS 

Christlich Demokratischer Studenten 
(RCDS), Marcel Kaufmann, gefordert 
und gleichzeitig Bewerbungen aus der 
DDR im Rahmen von Programmen 
des Deutschen Akademischen Aus- 
tauschdienstes (DAAD) angeregt. 
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Die Kommunalwahlen in der DDR 
am 6. Mai 1990 

- Vorläufiges Endergebnis - 

Kommunalwahl Volkskammerwahl 

Wahlberechtigte 
Ab8eg. Stimmzettel 

12319787 12426192 

9240302 11604190 

Wahlbeteiligung 75,00% 93,38% 

Ntoge Stimmzettel 8647215 11540927 
mHt Stimmen 25231924 

CDU 
SPD 
PDS 

**J>. 
ÖBD 

ÖSU 
NF 
Eauem 
ÖFD 
vs 
KB 

Übrige 

8672016 34,37% CDU 40,82% 

5366141 21,27% SPD 21,88% 

3680107 14,59% PDS 16,40% 

1677636 6,65% DSU 6,31% 

924905 3,67% Liber. 5,28% 

861250 3,41% B90 2,91% 

607622 2,41% DBD 2,18% 

500371 1,98% GR-UFV 1,97% 

310050 1,23% DA 0,92% 

— 0,59% NDPD 0,38% 

— 0,30% DFD 0,33% 

— 9,54% Übrige 0,62% 

* Abkürzungen bedeuten: 
{$ pll        Bündnis 90 Neues Forum, Demokratie Jetzt, IFM 

Bund Freier Demokraten 
Bauernverband 
Christlich-Demokratische Union Deutschlands 
Demokatischer Aufbruch — sozial + ökologisch 
Demokratische Bauernpartei Deutschlands 
Demokratischer Frauenbund Deutschlands 
Deutsche Soziale Union 
Grüne Partei + Unabhäng. Frauenverb. Grüne Partei — UFV 
Kulturbund e.V. 

N.Fr  e: Bund Freier Demokraten DFP-LDP-F.D.P. Die Liberalen 
Nöprv     Neues Forum 

National-Demokratische Partei Deutschlands 
Partei des Demokratischen Sozialismus 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
Volkssolidarität 

rr^ern: 
£DU: 
£A: 

>: 
KB: 

Libe 

vS: 
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Die Gesundheitsreform 
ist auf Erfolgskurs 

Die jetzt vorliegenden Rechnungser- 
^ej>nisse der Krankenkassen für das 
ahr 1989 zeigen erhebliche Einspa- 

2Jngen mit der Folge von Beitragssatz- 
enkungen auf breiter Front. Diese 
dachen liefern den Beweis: Die 

• esundheitsreform ist auf Erfolgs- 
, J,r<s. Der politischen Opposition ver- 

e'ot angesichts der für jedermann 
eßbaren Erfolge nichts anderes als 

iah ^ederh°lung ihrer aus dem Vor- 
L   Sattsam bekannten Vorwürfe. 

ese Vorwürfe werden durch ständige 
laß   • rholungen nicht richtiger. Denn es 
ej   sich mit den Beitragssenkungen 

erseits sowie mit den neuen Leistun- 
n «ür Schwerpflegebedürftige und den 

• Uen Vorsorgeleistungen andererseits 
Q n*ret belegen, daß die Versicherten 
v

e^inner der Reform sind und nicht die 
Vierer. 

fj11 '• Januar 1989 ist die Gesundheitsre- 
^ nn in Kraft getreten, eine Reform, die 
Se   

Versicherten bereits spürbare Verbes- 
Sj!Jjn8en gebracht hat: Die Beitragssätze 
8e f n*°nt nur erstmals se'1 Jahren nicht 
p,   legen, sondern sinken auf breiter 
v   

nt- Pflegebedürftige werden besser 
emf?rgt- Für Millionen von Patienten 
ß 'ällt bei Festbetrags-Medikamenten 
A
e Rezeptgebühr. 

oj: Cn nach der Gesundheitsreform stehen 
aj, Leistungen der modernen Medizin 
ob «j1   .ers'cherten zur Verfügung, gleich 
steli °2'a'nilfeempfänger, Arbeiter, Ange- 
gester' Remner oder Direktor. Die 
kei     'che Krankenversicherung macht 
aroiCn Vnterscn'ecl zwischen reich und 
dje.' tischen alt und jung. Jeder erhält 

"» Einzelfall erforderlichen Gesund- 

heitsleistungen. Es gibt bei uns keine 
Zwei-Klassen-Medizin. 
Jeder findet ein Krankenhausbett, wenn 
Krankenhausbehandlung erforderlich ist. 
Der Gang zum freigewählten Arzt ist 
ohne Zuzahlung möglich. 32.000 Patien- 
ten erhalten jährlich einen Herzschrittma- 
cher; die Kosten für ein solches Gerät lie- 
gen zwischen 3.000 und 10.000 DM. Für 

Von Horst Seehofer, 
Parlamentarischer 
Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

32.000 Dialysepatienten stehen die erfor- 
derlichen Geräte zur künstlichen Blutwä- 
sche zur Verfügung; die Kosten pro 
Patient belaufen sich durchschnittlich auf 
48.000 bis 64.000 DM. Organtransplanta- 
tionen scheitern bei uns nicht an den 
Kosten, allenfalls an nicht in ausreichen- 
der Zahl zur Verfügung stehenden Spen- 
derorganen. 
Wer allerdings eine solche Spitzenmedi- 
zin finanzieren will, der muß auf die 
Finanzierung von Luxus- und Bagatell- 
mittel durch die Solidargemeinschaft der 
Krankenversicherung verzichten, die 
Eigenverantwortung der Versicherten 
stärken und Wirtschaftlichkeitsreserven 
bei der Leistungserbringung ausschöpfen. 
Soweit Zuzahlungen der Versicherten 
vorgesehen sind, werden die sozial 
Schwächeren durch Sozial- und Über- 
forderungsklausel wirksam geschützt. So 
braucht z. B. ein Rentnerehepaar bis zu 
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einem Monatseinkommen von 
1.809,50 DM keine Zuzahlungen für 
Zahnersatz, Transportkosten oder Medi- 
kamente leisten. Über dieser Grenze 
schützt die Überforderungsklausel vor 
unzumutbaren Belastungen. 
Erstmals in der Geschichte der gesetzli- 
chen Krankenversicherung ist es gelun- 
gen, nicht nur die Ausgabenzuwächse der 
Krankenversicherung zu verringern, son- 
dern einen Ausgabenrückgang unter das 
bisherige Niveau zu erreichen. Die Lei- 
stungsausgaben der Krankenkassen sind 
von 128 Mrd. DM im Jahre 1988 auf 123 
Mrd. DM im Jahre 1989 zurückgegangen. 
Deshalb konnte der durchschnittliche 
Beitragssatz der Krankenkassen zunächst 
stabil gehalten und dann gesenkt werden, 
von 12,9 Prozent im Jahre 1989 auf 12,8 
Prozent zum 1. Januar 1990 und auf vor- 
aussichtlich 12,5 Prozent im weiteren Ver- 
lauf des Jahres. 
Dagegen waren in den vergangenen Jah- 
ren Beitragssatzerhöhungen von 0,4 bis 
0,5 Prozent jährlich der „Normalfall". 

Ohne die Reform wäre der durchschnitt'1' 
ehe Beitragssatz bis 1990 mit Sicherheit 
auf rd. 14,0 Prozent und bis 1991 auf 
14,5 Prozent gestiegen. Die Beitragszahlef 

hätten ohne die Reform 1989 rd. 5,2 Mf"' 
DM mehr an Beiträgen zahlen müssen; 
im Jahre 1990 wäre die zusätzliche Bei- 
tragsbelastung bereits auf 12,5 Mrd. V^ 
angewachsen. Allein in den ersten beide11 

Jahren nach der Gesundheitsreform wet' 
den somit die Beitragszahler um 
17,7 Mrd. DM entlastet. 
Die finanzielle Entlastung ist auch für 
den einzelnen Versicherten eine spürbar 
Größe: Ohne die Gesundheitsreform 
müßte der durchschnittliche Arbeitneh- 
mer im Jahre 1990 mit einem um 300 W 
höheren Beitrag rechnen. Durch die 
Reform wird er in dieser Höhe entlastet- 
1989 betrug die Entlastung 120 DM. 

Neue Leistungen 
Von der Reform haben auch diejenige11 

Versicherten profitiert, die neue Leistun- 
gen und Leistungsausweitungen in 

Einspareffekte des Gesundheits-Reformgesetzes 
im Jahr 1989 

Veränderungsraten je Mitglied in v. H. 
Veränderungen der Ausgaben in Mio. DM gesamt 

Zahnersatz 
Arzneien aus Apotheken 
Sehhilfen 
Hörhilfen 
Heilmittel 
(physikalische Therapie) 
Kuren insgesamt 
Sterbegeld 
Transportkosten 

Summe 

1989 1988 
v.H. Mio. DM v.H. 

-46,6 
-   1,9 
-43,9 
-21,9 

- 4273 
- 267 
- 921 
- 122 

52,4 
7,4 

23,4 
37,2 

-  6,1 
-26,2 
-41,1 
-22,7 

- 134 
- 648 
- 880 
- 379 

8,3 
12,9 
2,6 
2,1 

-7624 
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An "Spruch nehmen können. Mehr als 
Mrd. DM werden für die häusliche 

h
n.ege, rd. 1 Mrd. DM für mehr Gesund- 
'tsvorsorge ausgegeben. 

! ür 630.000 Schwerpflegebedürftige und 
re Helfer gibt es deutliche Verbesserun- 

Jen: Seit Januar 1989 einen Pflegeurlaub 
d ab Beginn des nächsten Jahres Pfle- 
Seid oder häusliche Pflegeleistungen, 

p • 65.000 Pflegepersonen haben für den 
"beurlaub 1989 eine finanzielle Hilfe 

galten. Gegenüber 1989 sind das 
-yOO Menschen mehr, denen konkret 

Rolfen wurde. 
>t der Gesundheitsreform sind Leistun- 

, n der Vorsorge und Krankheitsfrüher- 
nnung wesentlich ausgebaut worden. 

sinn    Ü^er 35jährigen Versicherten, das 
^    ^4,6 Millionen, haben nun einen 

cntsanspruch auf einen regelmäßigen 
^esundheits-Check-up". 
ne^

a- 6 Millionen Kindern kommt die 
2ijUe ^erPflichtung der Krankenkassen 
d 8ute_> zusammen mit den Bundeslän- 
Ph *i e'ne ^äcnendeckende Gruppenpro- 
^yiaxe zur Verhütung von Zahnerkran- 
% u^en mitzufinanzieren. 

seh ln^er unc* Jugenc*liche im Alter zwi- 
hh n '^ unc* ^ können sich zweimal im 
z ,   ^uf Kosten der Krankenkassen 
du ?ärztuch untersuchen lassen (Indivi- dual 

•F. 
Prophylaxe). 

für ?St 6000°0 Kinder können jetzt Jahr 
te   

a"r durch eine weitere Vorsorgeun- 
SCL 

Uchung etwa ein Jahr vor der Ein- 
|er 

U'Ur»g auf Seh-, Hör- und Sprachfeh- 
Uni   a,tungsfehler oder Übergewicht 
%

1
j
lersucht werden. 

6°0 o F fÜr Jahr erhalten Jetzt fast 

des'[J00 Mütter bei der Geburt eines Kin- 
sat   

6l a"en Kassen ein auf den Höchst- 
l50 ^gestocktes Entbindungsgeld 

•I* 
ÖM. 

von 

v0ri !" Gehinderte Kinder steht jetzt eine 
en Krankenkassen finanzierte 

umfassende Behandlung in Spezialein- 
richtungen, den Sozialpädiatrischen Zen- 
tren, zur Verfügung. 
Der zum Jahresbeginn 1990 bekanntge- 
wordene Überschuß der Krankenkassen 
in Höhe von 9,4 Mrd. DM sowie die 
inzwischen vorgenommenen und ange- 
kündigten Beitragssatzsenkungen einer- 
seits und die neuen Leistungen für 
Schwerpflegebedürftige sowie die neuen 
Vorsorgeuntersuchungen andererseits zei- 
gen: Gewinner der Gesundheitsreform 
sind die Versicherten. 

Neue Chancen 
für die Gesundheitspolitik 
Die wiedergewonnene Stabilität der 
gesetzlichen Krankenversicherung eröff- 
net auch neue Chancen für eine innova- 
tive Gesundheitspolitik. Beispiele sind 
u. a.: 

• Krebsprogramm 
Die 1. Stufe des Modellprogramms hat 
mit rund 200 Mio. DM eine auch interna- 
tional vorbildliche Versorgungsstruktur 
mit Tumorzentren und onkologischen 
Schwerpunkten geschaffen. Ab 1990 wird 
vom Bundesarbeitsministerium eine 
2. Stufe des Krebsprogramms durchge- 
führt. Wesentliche Ziele sind: Bessere 
Zusammenarbeit von Kliniken und nie- 
dergelassenen Ärzten bei der Nachsorge 
von Krebskranken und bessere ambu- 
lante Versorgung von nicht mehr heilba- 
ren Kranken mit Schmerztheraphie und 
pflegerischen Leistungen. 

• Modellprogramm 
zur besseren Versorgung 
chronisch Kranker 
Mit Haushaltsmitteln des Bundesarbeits- 
ministeriums werden in rd. 70 Modellpro- 
jekten neue gesundheitspolitische Initiati- 
ven zur Prävention, zur Sicherung der 
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Qualität ärztlicher Behandlung von chro- 
nisch Kranken und zur Verbesserung der 
stationären Nachsorge chronisch Kran- 
ker gefördert. Die Krankenkassen haben 
sich bereit erklärt, erprobte Modelle 
schrittweise in die Regelfinanzierung zu 
übernehmen. 

• Verbesserung der 
Situation der Pflegekräfte 
in den Krankenhäusern 
Eine erste Verordnung zur besseren 
Anrechnung der Krankenpflegeschüler 
auf den Stellenplan der Krankenhäuser 
(1:7) ist zum 1. Januar 1990 in Kraft 
getreten. Aufgrund der Verordnung kön- 
nen bundesweit rd. 5.000 neue Stellen für 
Krankenpflegekräfte in den Krankenhäu- 
sern geschaffen werden. Allein in Nord- 
rhein-Westfalen, wo das Land bisher 
einen Schlüssel von nur 1:4 festgesetzt 

hatte, werden 2.000 neue Stellen geschaf- 
fen. 
Eine Verordnung zur besseren Persona1' 
ausstattung der psychiatrischen Kranke11 

häuser mit rd. 5.000 zusätzlichen Stelle»1 

(Pflegekräfte, Psychologen, Beschäfti- 
gungstherapeuten, Sozialarbeiter, ÄrzW 
wird noch in diesem Jahr erlassen wer- 
den. 
Während viele über die Situation der 
Pflegekräfte in den Krankenhäusern 
reden, hat die Bundesregierung gehan- 
delt. 

Einnahmeüberschuß 1989 
Die gesetzliche Krankenversicherung 
erzielte 1989 einen Einnahmeüberschuß 
von 9,4 Mrd. DM. 

Dieser Überschuß wurde möglich, wen. 
durch das Gesundheits-Reformgesetz & 

Einzelergebnisse des Jahres 1989 
1989 1988 
v.H. v.H. 

Leistungsausgaben insgesamt -  3,9 6,9 
davon 
ärztliche Behandlung 3,8 2,5 
zahnärztliche Behandlung 
(ohne Zahnersatz) -  0,5 3,6 
Zahnersatz -46,6 52,4 
Arzneien aus Apotheken -   1,9 7,4 
• Heil- und Hilfsmittel gesamt -11,2 12,6 

darunter 
•  Sehhilfen -43,9 23,4 
•   Hörhilfen -21,9 37,2 
Stationäre Behandlung 2,7 2,9 
Kuren insgesamt -26,2 12,9 
Sterbegeld -41,1 2,6 
Transportkosten -22,7 2,1 

Grundlohn 3,6 3,4 

Allgemeiner Beitragssatz 12,9 12,9 
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esamtausgaben der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung erstmals von 134,4 Mrd. 
"J Jahre 1988 auf 129,9 Mrd. im Jahre 

*989 sanken, also um 4,5 Mrd. DM. 
. >9 Mrd. DM des Überschusses wurden 
jm Wesentlichen durch die gute Konjunk- 
ür (Entgeltsteigerung und Beschäfti- 

*Ungszunahme) und die damit einherge- 
snden Beitragsmehreinnahmen bewirkt. 

g '
e Bedeutung des Überschusses von 

>4 Mrd. DM wird unter Hinweis auf 
,. proportionale Ausgabenzuwächse, 

die 1988 in einigen Leistungsbereichen zu 
y Zeichnen waren, von Kritikern in 
MVeif«!  'eifel gezogen. 

:u ist folgendes zu sagen: 
'ft richtig, daß es vor allem in der 

Reiten Jahreshälfte 1988 in einigen Teil- 
j..reichen, so bei Zahnersatz, Brillen, 
t.°rgeräten und Arzneimitteln, unter dem 

ndrucfc der Reformdiskussionen zu 
sh na^meeffekten und vorgezogener Lei- 

n8sinanspruchnahme gekommen ist. 

n ,e Auswirkungen dieser überproportio- 
al 

en Ausgaben des Jahres 1988, die auch 
dj 'jir'üm-Bauch" bezeichnet werden, auf 
Hi .Einsparungen des Jahres 1989 können 
Se|,   

e*akt nachgezeichnet werden. Aber 
st wenn man die Gesamtsumme des 

t)|um'Bauches" in Höhe von rd- 3 Mrd- 
jg,   v°n den Brutto-Einsparungen des 

res 1989 abzieht, ergeben sich 
7,6 Mrd. DM 

^!jMrd.DM 

also6 Mrd- DM 

ÖM e°nte Einsparungen von 4,6 Mrd. 
aufgrund der Gesundheitsreform. 

Wf Einheitsschule ist der Trabi des 
v^yngswesens — eng und langsam, 
Und      und ideenlos, reparaturanfallig 
na"mweltbelastend." 

Peter Heesen, Vorsitzender des 
•v^ Philologenverbandes in NRW 

SPD und Grüne 
wollen wieder mal 
die Mineralölsteuer 
drastisch erhöhen 
Zu der neuerlichen Ankündigung der 
SPD und der Grünen, die Mineralöl- 
steuer drastisch erhöhen zu wollen, 
erklärte der verkehrspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Dirk Fischer: 

Die SPD bestätigt mit ihrer Ankündi- 
gung, die Mineralölsteuer drastisch zu 
erhöhen, ihren Ruf, die „Steuererhö- 
hungspartei Deutschlands" zu sein. Die 
Grünen versuchen mit einer Verteuerung 
des Benzins um fünf DM pro Liter den 
Abschied des Bürgers vom Auto durch 
Steuer-Folterung zu erzwingen. Nach den 
Plänen der Grünen würde der Liter Ben- 
zin stufenweise erhöht im Jahre 2000 
etwa sechs DM kosten. 
Eine derartige Politik muß als verantwor- 
tungslos bezeichnet werden. Sie stellt eine 
Kriegserklärung an die Menschen im 
ländlichen Raum dar, benachteiligt das 
deutsche Fernverkehrsgewerbe gegenüber 
den ausländischen Konkurrenten und 
isoliert die deutschen Seehäfen. Derartige 
Pläne entspringen einer realitätsfernen 
Ideologie. 
Unsere Gesellschaft ist auf das Kraftfahr- 
zeug angewiesen. So wäre die Entwick- 
lung der ländlichen Räume ohne Pkw 
und Lkw nicht möglich gewesen. Wer 
dies bewußt ignoriert, betreibt eine rück- 
sichtslose Politik zum Schaden unserer 
Bürger. 
Gerade die Öffnung der innerdeutschen 
Grenze, die zu einer Verstärkung der ver- 
wandtschaftlichen und freundschaftli- 
chen Kontakte führte, würde einen emp- 
findlichen Rückschlag erleiden. • 
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Die Luft ist sauberer geworden 
International nimmt die Bundesrepu- 
blik Deutschland im Umweltschutz in 
vielen Bereichen eine Vorreiterrolle 
ein. Dieses Fazit kann aus dem von 
Bundesumweltminister Klaus Töpfer 
vorgelegten „Umweltbericht 1990" 
gezogen werden. 

Gute Nachrichten vermeldet der 683sei- 
tige Bericht insbesondere bei der Luft- 
reinhaltung. Obwohl die Produktions- 
mengen der Industrie zunahmen, ist zum 
Beispiel die Luft sauberer geworden: 
Zwischen 1970 und 1989 wuchs das Brut- 
tosozialprodukt der Bundesrepublik 
Deutschland um gut die Hälfte, trotzdem 
nahm im gleichen Zeitraum der Schadr 
Stoff-Ausstoß ab. 72 Prozent weniger 
Schwefeldioxid, 59 Prozent weniger 
Staub und 40 Prozent weniger Kohlen- 
monoxid gelangten in die Luft. 

Nur bei den Stickoxiden, für die vor 
allem die Autos verantwortlich sind, kam 
es zu einer Steigerung von 15 Prozent. 
Die Trendwende durch den Katalysator 
sei zwar da, „aber noch nicht so ausge- 
prägt, wie wir das gerne wollen", so der 
Bundesumweltminister. 

Am Beispiel der Luftreinhaltung wird 
deutlich: Wirtschaftliches Wachstum und 
Umweltschutz sind keine Gegensätze. 
Die Bedeutung des Umweltschutzes als 
Wirtschaftsfaktor nahm sogar weiter zu. 
Der „Umweltbericht 1990" belegt diese 
Aussage mit eindrucksvollen Zahlen: 
1988 wurden insgesamt 35,7 Milliarden 
DM für den Umweltschutz ausgegeben. 
Mehr als die Hälfte kam dabei aus den 
Haushalten von Bund und Ländern. Der 
Anteil des Umweltschutzes am Bruttoso- 
zialprodukt beträgt heute 1,7 Prozent. 
Damit nimmt die Bundesrepublik 
Deutschland weltweit eine Spitzenstel- 

lung ein. Nach den der OECD vorliege«1' 
den Zahlen gibt es bislang kein anderes 
Land, in dem ein so großer Teil der vol* 
wirtschaftlichen Leistungen in den 
Umweltschutz fließt. 

Auch bei den Arbeitsplätzen ergibt sich 
eine positive Bilanz. Für rund 24 MiHiar' 
den Mark wurden nach Schätzungen de 
Statistischen Bundesamtes 1988 UmW«11' 
schutzgüter und -leistungen hergestellt- 
Rund 190.000 Menschen bietet dieser 
Wirtschaftszweig in der Produktion eine 
sicheren Arbeitsplatz. Insgesamt, so ßu 

desumweltminister Töpfer, seien durcp 
den Umweltschutz rund 500.000 Arbeits- 
plätze entstanden. 

Der „Umweltbericht 1990" zeigt aber 
auch auf, wo künftig noch Handlungsbe 

Umweltministerium legt 
„Umweltbericht 1990" vor 

darf besteht. Den großen Erfolgen bei 
Luftreinhaltung und im Gewässerschu 
stehen noch ungelöste Probleme beim 
Müllaufkommen gegenüber. „Wir müS' 
sen endlich auf die Bremse der Weg*«/ 
gesellschaft treten", umschrieb Um^«1 

minister Töpfer das Ziel. 

Die Menge des „klassischen" Hausmü 
ist zwar seit 1980 von 15 Millionen W 
nen auf immerhin 14 Millionen Tonne 
zurückgegangen. Doch zusammen mit 

hausmüllähnlichem" Abfall — etwa* 
Büros und Kantinen — ergab sich zWi* 

vo11 

sehen 1982 und 1987 eine Steigerung 
28,8 Millionen auf 31 Millionen Tonn« ' 
In Zukunft, so der Bericht, werde es d* 
auf ankommen, erheblich mehr Abfa» 
sinnvoll zu verwerten. Die Wirtschaft 
könne und müsse außerdem Produk" 
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Bundesregierung 
fördert den Bau 
von Radwegen 
Das Bundesverkehrsministerium 
unterstützt mit über einer Milliarde 
Mark ein umfangreiches Radwege- 
programm, das bis Ende 1990 den 
Bau von rund 3000 Radwegen vor- 
sieht. Das gesamte Radwegenetz an 
Bundesstraßen wird dann insgesamt 
rund 11000 Kilometer umfassen. 
Fahrräder gewinnen als Verkehrsmit- 
tel im Straßenverkehr eine immer grö- 
ßere Bedeutung. Radfahren ist eine 
wirtschaftliche und umweltfreundli- 
Cr>e Alternative zum motorisierten 
Kurzstreckenverkehr und wird des- 
halb durch das Bundesverkehrsmini- 
sterium gezielt gefördert. Das Rad ist 
n>cht nur als Zubringer für S- und 
U-Bahnen ideal, sondern oft auch auf 
dem Weg zur Arbeit, zur Schule oder 
zur nächsten Bahnstation. Auf geringe 
Entfernungen ist das Fahrrad im Stra- 
ßenverkehr kaum zu schlagen. 
Damit Radfahrer sicher und bequem 
ar>s Ziel kommen, fördert der Bund 
den Bau von Radwegen mit einem 
Umfangreichen Radwegeprogramm. 

Ende 1990 werden bereits an rund 
11 000 Kilometern Bundesstraßen 
Radwege zur Verfügung stehen. Jähr- 
lich kommen rund 300 Kilometer Rad- 
wege neu hinzu. Allein im Zeitraum 
1986 bis 1989 wurden rund 1 280 Kilo- 
meter Radwege an Bundesstraßen in 
der Baulast des Bundes gebaut. Für 
Radwege, die nicht in seiner Baulast 
liegen, stellt der Bund Finanzhilfen 
• nach dem Gemeindeverkehrsf inan- 

zierungsgesetz 
• nach Paragraph 5a des Bundesfern- 

straßengesetzes 
• nach dem Städtebauförderungsgesetz 

und 
• nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
zur Verfügung. 

Durch diese finanzielle Unterstützung 
des Bundes werden auch die Länder, 
Kreise und Gemeinden zu verstärktem 
Einsatz im Radwegebau angeregt. 

Dieter Schulte, Parlamentarischer 
Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Der Bund fördert im 
Interesse der Sicherheit der Radfahrer 
und zur Unterstützung des Fahrrad- 
verkehrs als bequeme Alternative zum 
motorisierten Verkehr den Radwege- 
bau mit Nachdruck. 

erfahren entwickeln und anwenden, bei 
fi

enen spürbar weniger Müll entstehe. 
jjUndesminister Klaus Töpfer: „Das Bun- 
esumweltministerium bereitet in diesem 

?
Usarnmenhang eine Rechtsverordnung 

,ür Vermeidung von Verpackungsabfäl- 
,en vor." 

in H 6rpunkt wird es aber darüber nmaus 

uen nächsten Jahren vor allem sein, die 
twendigen Beiträge zur Umweltsanie- 
n8 der DDR zu leisten. „Ziel ist es, so 

rasch wie möglich auch eine Umwelt- 
union zu verwirklichen," so Minister 
Töpfer. Es ist bereits vereinbart, daß die 
„Daten zur Umwelt", die für 1991 geplant 
sind, ein Gemeinschaftswerk sein wer- 
den. 

Die Kurzfassung des „Umweltberichtes 
1990" kann beim Bundesumweltmini- 
sterium kostenlos abgerufen werden. 
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Töpfer und Steinberg für eine 
umfassende Sanierung der Elbe 
Nach einer Klausurtagung des Bundes- 
fachausschusses Umweltpolitik der 
CDU mit den Umweltministern der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR, Klaus Töpfer und Karl-Her- 
mann Steinberg, in Hitzacker an der 
Elbe erklärte der Vorsitzende des 
CDU-Bundesfachausschusses Kurt- 
Dieter Grill zu der dort gefaßten Ent- 
schließung „Sanierung der Elbe": 

Die Sanierung der Elbe muß ein Schwer- 
punkt in der Umweltunion mit der DDR 
werden. Die früher einmal möglichen 
Nutzungen des Eibwassers zur Trinkwas- 
sergewinnung, zur landwirtschaftlichen 
Bewässerung sowie des Eibschlamms für 
die Bodenverbesserung sind durch die 
starke Verschmutzung des Flusses nahezu 
unmöglich geworden. Diese Nutzungen 
sollen wieder Realität werden. Ebenso 
soll der frühere Artenreichtum der Elbe 
zurückgewonnen, und der hochwertige 
natürliche Ertrag der Eibfischerei gesi- 
chert und verbessert werden. 

Gleichermaßen verlangt die zwingend 
notwendige Entlastung der Nordsee, ins- 
besondere der Deutschen Bucht, eine 
nachhaltige Verringerung der Schadstoff- 
fracht der Elbe. 

Wegen der Dringlichkeit des Schutzes der 
Elbe fordert die CDU sowohl die Euro- 
päische Gemeinschaft als auch die Regie- 
rungen der Elbanliegerstaaten und die 
Regierungen der anliegenden deutschen 
Länder auf: 

• einer umfassenden Sanierung der Elbe 
höchste Priorität einzuräumen, mit dem 
Ziel, bis zum Jahr 2000 zumindest 
Gewässergüteklasse 2 zu erreichen, 

• eine vollständige Erfassung und Anatyse 

aller Einleitungen und flächenhaften 
Einträge in die Elbe vorzunehmen, 

• für das gesamte Einzugsgebiet ein über' 
greifendes Sanierungskonzept zu ent- 
wickeln und Schwerpunktprogramme 
für kommunale und industrielle sowie 
für flächenhafte diffuse Belastungsque'' 
len aus der Landwirtschaft aufzustellen 
und deren Durchführung finanziell 
sicherzustellen, 

• ein Naturschutzkonzept für die ElbaueD 

zu entwickeln und zu realisieren. 

Die CDU fordert zur Durchsetzung die- 
ser Ziele die baldige Gründung einer 
internationalen Kommission zum Schutz 

„ Wir werden nicht die katastrophd' 
len Umweltverhältnisse in der DD& 
als Alibi nehmen, unseren Umwelt' 
schütz in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht weiterzuentwik- 
kein. Es wird keine Atempause des 
Umweltschutzes bei uns geben." 

Klaus Töpfe' 

der Elbe nach dem Vorbild der Interna- 
tionalen Rheinschutzkommission. 

Bund und Länder werden aufgefordert, 
alle Möglichkeiten auszuschöpfen, die 
Anstrengungen in der DDR und der 
CSFR zur Entlastung der Elbe auch 
finanziell zu unterstützen. 

In die Novelle des Abwasserabgabenge' 
setzes ist für die Restverschmutzungsab' 
gäbe eine Kompensationsregelung füf  g 
DDR aufzunehmen. 
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^sylbewerbereahlen April 1990: 

Rückgang um ein Drittel 
as Bundesamt für die Anerkennung 

inländischer Flüchtlinge hat im 
^°nat April 1990 10443 Asylbewer- 
??r (Vormonat: 15653) registriert, 
^^ptherkunftsländer sind: 

jürkei 1 750 (Vormonat: 2 585) 
Jugoslawien 1249 (Vormonat: 2428) 
[j'öanon 953 (Vormonat: 1 345) 
*>änien       746 (Vormonat:   458) 

'etnam 690 (Vormonat: 1259) 
0,e« 656 (Vormonat: 1 146) 

!er2U erklärte Bundesinnenminister 
^0|fgang Schäuble: „Der deutliche 

.Uckgang der Asylbewerberzahlen um 
."} Drittel im letzten Monat ist erfreulich. 

v. lerdings liegen die Zahlen in den ersten 
'er Monaten 1990 mit insgesamt 54 183 
sylbewerbern gegenüber dem Vorjahres- 

h
e,^aum (43 158) immer noch auf sehr 

Urnf"1 ^'veau- Deshalb muß für eine 
ß Essende Beurteilung der Aprilzahlen 
. e weitere Entwicklung in den nächsten 

naten abgewartet werden." 

ir 
Ö 

Sgghleunigte Verfahren  
^ r Rückgang ist besonders bei den 
w.auPtherkunftsländern Türkei, Jugosla- 

en und Polen festzustellen. Möglicher- es e wirkt sich hier bereits die zwischen 
'nenministern von Bund und Län- de" Inr 

rn vereinbarte Verfahrensbeschleuni- 
j^gaus. 

j. s beschleunigte Verfahren hat bei den 
c^   Ptherkunftsländern zu einer erhebli- 
gej..n Verkürzung der Verfahrensdauer 
4 vy  n- Sie beträgt jetzt im Regelfall 
ren 

0chen. Etwa 25 Prozent aller Verfah- 
Wj , erden zur Zeit beschleunigt abge- 
HäCkC    dieser Anteil wird sich in der 

nsten Zeit noch vergrößern. I 

Fußball-WM- 
Kalender '90 

Die Fußballweltmeisterschaft in Italien 
steht unmittelbar bevor. Am Freitag, 
dem 8. Juni, wird das Eröffnungsspiel 
zwischen Argentinien und Kamerun im 
Meazza-Stadion in Mailand angepfiffen. 
Deshalb haben Sie nicht mehr viel Zeit, 
wenn Sie unseren Fußball-WM-Kalen- 
der noch rechtzeitig verteilen wollen. 
Wie bei der letzten WM steht auch dies- 
mal wieder in handlicher Form ein 
Kalender zur Verfügung, in dem sich 
u. a. Spielpaarungen, Termine und Fern- 
sehzeiten finden. Fußball-Fans können 
die einzelnen Spielergebnisse selber in 
Tabellen eintragen. 
Besonders wichtig: Der Einsendeschluß 
des Preisausschreibens auf dem Kalen- 
der, bei dem es Karten für die Bundes- 
liga zu gewinnen gibt, ist der 7. Juli 
1990. 
Der Kalender kann bei unserem 
IS-Versandzentrum, Postfach 13 28, 
4804 Versmold, bezogen werden. 
Bestell-Nr.: 2228 
Mindestbestellmenge: 250 Expl. 
Preis pro Mindestbestellmenge: 
25,— DM (ohne MwSt. inkl. Versand) 

Dokumentation zum 
Thema Weiterbildung 

Die Dokumentation „Leitsätze zur Wei- 
terbildung" (Beschluß des Bundesfach- 
ausschusses Kulturpolitik vom 2. April 
1990) im grünen Teil dieser Ausgabe 
kann in Broschüre-Form in unserem 
IS-Versandzentrum, Postfach 1328, 
4804 Versmold, bezogen werden. 
Bestell-Nr.: 5254 
Mindestbestellmenge: 50 Expl. 
Preis pro Mindestbestellmenge: 
10,- DM zuzügl. MwSt. 



10 GUTE NACHRICHTEN 
FüR ALLE BüRGER: 

IDie Wirtschaft wächst auch im achten 
• Jahr der Regierung Helmut Kohls weiter, 

in diesem Jahr um rund 3,5 Prozent. 

2   Seit 1983 wurden 1,7 Mio. Arbeitsplätze 
• neu geschaffen. Die Beschäftigung liegt 

mit rund 28 Millionen Erwerbstätigen auf 
Rekordniveau. 

3   Die Arbeitslosenzahlen sinken. Und das, 
• obwohl mehr Personen auf den Arbeits- 

markt kommen. Jugendarbeitslosigkeit ist 
kein Thema mehr. Der Anteil der Langzeitar- 
beitslosen ist deutlich zurückgegangen. 

4    Die Arbeitnehmereinkommen steigen. In 
• diesem Jahr haben die Arbeitnehmer 

rund 12 Prozent mehr Lohn und Gehalt im 
Geldbeutel als 1985. 

5   Keine Regierung hat vorher so viel für die 
• Familie getan wie die Regierung von Bun- 

deskanzler Helmut Kohl. Heute erhalten Fami- 
lien mit Kindern jährlich 18 Milliarden Mark 
mehr an familienpolitischen Leistungen als 
Mitte der achtziger Jahre. 

6   Die Sozialkassen sind wieder voll. 16 Mil- 
• Harden Mark Überschuß wurde 1989 

erzielt. Das heißt, das soziale Netz ist wieder 
sicher. 

7   Die Krankenversicherung ist gesund. 
• Jeder kann sich darauf verlassen, daß die 

Krankenkosten bezahlbar bleiben und die Bei- 
träge sinken. 

8    Die Rentenkassen sind wieder voll. Mit 
• 25,8 Milliarden Mark Ende 1989 hatte die 

Rentenversicherung 10,8 Milliarden Mark 
mehr an Rücklagen als 1983. 

9    Mit der Rentenreform haben wir die 
• Renten fit für die Zukunft gemacht. Ab 

1992 werden Pflegezeiten erstmals im Renten- 
recht berücksichtigt und statt bisher einem 
Kindererziehungsjahr werden für Kinder, die 
ab 1992 geboren werden, 3 Jahre anerkannt. 

A t\      Die deutsche Einheit sichert den wirt- 
I Um   schaftlichen Aufschwung für die Zu- 

kunft. Experten im In- und Ausland erwarten 
in kurzer Zeit einen großen Wachstumsschub 
im geeinten Deutschland. 

SPD, Partei der Nein-Saqer und Miesmacher. 
Erinnern Sie sich noch? 

»Dieser Kanzler schafft den Aufschwung nie.« 
(SPD-Bundestagsfraktion am 24. Februar 1983) 
»Die Bundesregierung führt die deutsche Wirt- 
schaftin die Rezession.« (SPD-Parteivorstand am 
24. Februar 1987) 
»Nach dem 1. Januar darfst du nicht mehr krank 
werden.« (SPD-Flugblatt, November 1988) 
»Wenn die Bundesregierung so weiterwirt- 
schaften würde wie bisher, dann wären die Ren- 
tenkassen in einigen Jahren pleite.« (SPD-Flug- 
blatt, März 1989) 
Und wieder irrt sich die SPD, wenn sie in <jer 
deutschen Einheit nur Probleme und RisL 
ken, aber nicht die Chancen sieht. 

Die Regierung Helmut Kohl ist auf Erfolgskurs für Deutschland. 

Wir sagen Ja zur Zukunft! 

CDU 



WORT GEHALTEN: 
WLRTSCHAFTS-, WäHRUNGS- 

UND SOZIALUNION KOMMT 
We Bundesregierung und die Regierung der DDR 
"aben sich geeinigt: die Eckpunkte für die Wirt- 
Schafts-, Währungs- und Sozialunion ab dem 
2- Juli 1990 stehen. Helmut Kohl hat Wort gehal- 
ten. Ein großer Schritt auf dem Weg zur deutschen 
Einheit ist getan. 
°as sind die Fakten: 
• Löhne und Gehälter werden im Verhältnis 1:1 
Ur"gestellt. 

* Die Renten werden dem Rentensystem in der 
Bundesrepublik Deutschland angepaßt, d.h. 70 
jjfozent des durchschnittlichen Nettoarbeitsver- 
^•enstes eines Arbeitnehmers in der DDR bei 45 
Vefsicherungsjahren. 

• Bargeld und Sparguthaben werden nach dem 
Alter gestaffelt umgetauscht: 
0 für Kinder bis 14 Jahre pro Kopf 2000 Mark, 
0 für über 60jährige pro Kopf 

6000 Mark, 
0 für alle übrigen Personen pro Kopf 4000 Mark 

"n Verhältnis 1:1. Alles, was darüber hinaus 
9eht, wird im Verhältnis 2:1 umgetauscht. 

* Verbindlichkeiten der Betriebe werden im Ver- 
na|tnis 2:1 umgestellt. 

. °''e Banken begrüßen die schnelle Entscheidung 
er Bundesregierung zur Währungsunion. DasAn- 

j2~°* 5tellt eine gute Balance zwischen ökono- 
lsch Machbarem und politisch Notwendigem 

'Wolfgang Roller, Präsident des Bundesverbandes 
Rutscher Banken, 25.4.1990) 

Die Menschen in der DDR können jetzt in ihrer Hei- 
mat bleiben und tatkräftig am Wiederaufbau der 
DDR mitarbeiten. Sie erhalten gutes Geld für gute 
Arbeit. 

Wirtschaftsexperten im In- und Ausland sagen, 
daß die Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion 
ein großes Konjunkturprogramm auch für die 
Wirtschaft in der Bundesrepublik bedeutet, d.h.: 

• mehr Wachstum 

• mehr Arbeitsplätze 

• höhere Einkommen. 

}} Wenn die Deutschen eine Wirtschafts- und 
Währungsunion haben, bedeutet das nichts ande- 
res als ein riesiges Investitionsprogramm. {{ 
(Hans-Jörg Rudioff, Chef der Bank Credit Swisse- 
First Boston, in: Der Spiegel, v. 9.4.1990) 

Und vor allem: Die Leistungen für die DDR werden 
ohne Steuererhöhunqen oder Kürzungen bei den 
Sozialleistunqen finanziert. Dafürsteht Bundes- 
kanzler Helmut Kohl. 

Keine Steuererhöhunqen nötig 
Wegen der guten Wirtschafts- und Finanzpoli- 
tik der CDU sind Steuererhöhungen zur Finan- 
zierung der Hilfen für die DDR nicht erforder- 
lich. Dies stellen übereinstimmend die fünf 
wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsin- 
stitute und das Deutsche Institut für Wirt- 
schaftsforschung (DIW) in ihren jüngsten Gut- 
achten fest. 

DIE DEUTSCHE EINHEIT.- EIN ZUKUNFTSPROGRAMM FüR ALLE DEUTSCHEN! 

CDU 
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Mit der D-Mark in den Urlaub 
^ ** Kaufkraft einer DM 

im Ausland 1990 

^Ä/ 
taf«&&&>j v*' 

Wer ins Ausland reisen will, dem hilft das Statistische Bundesamt bei den Vorbereitungen. Es erre„e\- 
net nämlich regelmäßig, wie hoch die Kaufkraft einer DM (umgetauscht in Devisen) im jeweilige0 »* 
seland ist. Die jüngsten Ergebnisse zeigen: Die Türkei ist das mit Abstand billigste Reiseziel. Teue 
wird es in den skandinavischen Ländern und in der Schweiz. ^ 
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